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Wenn es ums Tierwohl geht, geht
Erwin Kessler aufs Ganze. Der
Tierschützer aus demThurgau
predigte den Veganismus schon

Jahrzehnte, bevor er hip wurde. Und er
kämpftmit Verve gegen quälerische Tier-
haltung. An Ostern haben es ihm die Hasen
besonders angetan. Nun, da Christen an das
Leiden, Sterben und Auferstehen von Jesus
denken,müssten sie auch besonders offen
sein für das Leiden von Tieren. Darumwollte
er amOstersonntagmit einer Handvoll
Leuten vor der Kirche in Kradolf-Schönen-
berg imKanton Thurgau gegen die «Isola-
tionshaft» von Kaninchen auf einem lokalen
Bauernhof demonstrieren. Besonders stos-
send für ihn: Die Tierhalter sind aktiveMit-
glieder der Kirchgemeinde und hatten früher
sogar kirchliche Ämter inne. Und doch fehle
es ihnen an Nächstenliebe für «unsere Brü-
der und Schwestern aus demTierreich.»
Die Demonstration findetmit amtlicher

Bewilligung statt – aber gegen denWillen
des Gemeinderats. «Man hat uns genötigt,
eine Bewilligung auszusprechen», schreibt
Gemeindepräsident Heinz Keller dieser
Zeitung. «Diese Kundgebung ist nicht ziel-

Tierschutz

OsterdemofürarmeHasen,amtlichbewilligt
führend und nicht willkommen!» Und nun
hat er zu aller Unbill noch einen Rekurs im
Haus: Kessler ficht die Bewilligungsgebühr
von 250 Franken an. Er findet, sein Verein
gegen Tierfabriken hätte vielmehr Anrecht
auf eine Entschädigung für «dieses unnötige
rechtliche Theater».
Umdas zu verstehen,mussman einen

Blick zurückwerfen. Vormehreren Jahren
wollte Kessler in Sirnach amOstersonntag
vor der Kirche demonstrieren – ebenfalls
gegen die seinerMeinung nach tierquäleri-
sche Kaninchenhaltung. Auch dort war die
Gemeinde dagegen und verweigerte ihm die
Bewilligungmit Verweis auf das Thurgauer
Ruhetagsgesetz. Dieses untersagt «öffent-
liche Versammlungen, Umzüge und Kon-
zerte nicht-religiöser Art» an hohen Feier-
tagen. Kessler zog den Entscheid weiter und
obsiegte vor Bundesgericht. Es gewichtete
das verfassungsmässige Recht aufMeinungs-
und Versammlungsfreiheit höher als das
Thurgauer Gesetz.Wenn die Demonstranten
eine gewisse Distanz zu den Kircheneingän-
gen einhielten, würden sie «keine ernsthafte
Bedrohung für den österlichen Frieden dar-
stellen», so die Bundesrichter imDezember

2011. Osternwar da längst vorbei. Der Ent-
scheid hatte bloss noch symbolischenWert.
Oder als Präjudiz: Denn als unlängst der

Gemeinderat von Kradolf-Schönenberg eine
ähnliche Demo verbie-
tenwollte, zückte
Kessler das Bundes-
gerichtsurteil und
gelangte an den Regie-
rungsrat. Er war willens,
wenn nötig wieder durch
alle Instanzen zu kämpfen,
um erneut zu spät Recht zu

bekommen.Mit dieser Taktik der Verzöge-
rungwerde das Recht auf Kundgebungsfrei-
heit unterlaufen, argwöhnte er. Umso grösser
war seine Überraschung, als dann Regie-
rungsrätinMonika Knill (svp.) die Gemeinde
dazu verknurrte, die Bewilligung zu erteilen.
Zähneknirschend kamdie Gemeinde der

Aufforderung nach.Manwollte nicht noch
mehr Zeit und Steuergelder aufwenden,
begründet Gemeindepräsident Keller das
Nachgeben. Im Entscheid bemerkt der
Gemeinderat spitz, es sei «nicht tragbar und
äusserst schwierig, wenn im Thurgau gel-
tende Gesetzesartikel keine Gültigkeit haben
und nicht durchsetzbar sind». Eine Anpas-
sung des Ruhetagsgesetzes wäre dringend
erforderlich. Und überhaupt, sagt der
Gemeindepräsident: Die Haltung der Tiere
sei gesetzeskonform. Er sei bei den Hasen
vorbeigegangen: «Pudelwohlmit einem
schönen Fell hüpfen sie umher und sehen
richtig gesund aus.» Kessler aber geht es um
mehr. Er findet, gläubige Leute sollten «mehr
Verantwortung gegenüber empfindsamen
Lebewesenwahrnehmen, als sich nur am
strafrechtlich Verbotenen zu orientieren.»
René Donzé

InKürze
Bergsteiger stürzt
in denTod
Ein Bergsteiger ist am Samstag
gegen Mittag beim Abstieg
vom Pizzo Rotondo im Tessin
tödlich verunglückt. Der Mann
war nach Angaben der Polizei
allein unterwegs. Sein Sturz ins
Leere wurde vonWanderern
beobachtet, die anschliessend
die Rega alarmierten. Diese
konnte nur noch den Tod des
Mannes feststellen. (sda)

Demonstration in
Bern fürVelowege
In Bern haben am Samstag
rund 1500 Personen an einer
Velodemonstration der Klima-
streik-Bewegung teilgenom-
men. Sie machten auf den Ver-
kehr als Mitverursacher der
Klimaerwärmung aufmerksam
und forderten einenWandel im
individuellen Strassenverkehr.
Man könne heute in Bern auf
ein eigenes Auto verzichten,
betonten die Teilnehmer. Doch
dafür brauche es mehr Velo-
wege und einen billigeren
öffentlichen Verkehr. (sda)

MehrereUnfällemit
E-Fahrzeugen
In Luzern sind am Karfreitag
ein Auto und ein E-Trottinett-
Fahrer kollidiert. Der Trotti-
nettfahrer wurde mit erheb-
lichen Verletzungen ins Spital
gebracht. In Bellmund im
Kanton Bern ist am selben Tag
ein Mannmit einem E-Skate-
board an einer Strassenkreu-
zung gestürzt. Sein Zustand
war kritisch, als er ins Spital
geflogen wurde. E-Skate-
boards sind laut der Stadtpoli-
zei Zürich auf öffentlichem
Grund nicht erlaubt. (sda)

Angreifer verletzen
Velofahrer schwer
In Olten im Kanton Solothurn
ist am Freitagabend ein Velo-
fahrer von mehreren Männern
von seinem Fahrzeug herunter-
gerissen und schwer verletzt
worden. Die Angreifer benutz-
ten einen unbekannten Gegen-
stand, mit dem sie ihm Schnitte
und Stichwunden zufügten.
Der Velofahrer wurde schwer
verletzt ins Spital gebracht. Die
Solothurner Kantonspolizei
sucht Zeugen. (sda)

LaurinaWaltersperger

Sie sind zum Teil die letzte Ret-
tung für denMenschen: Reserve-
Antibiotika. Die Medizin setzt sie
ein,wennherkömmlicheAntibio-
tika nicht mehr wirken. Dies ist
zusehends der Fall, da Bakterien
Resistenzen gegen dieWirkstoffe
entwickeln. Das ist eine Folge des
massiven Antibiotika-Einsatzes
bei Mensch und Tier in den ver-
gangenen Jahrzehnten.
Doch die letzte Rettung gegen

schwere Infektionen ist bedroht:
«Die Landwirtschaft setzt immer
noch zu viele Reserve-Antibiotika
ein», sagt Roger Stephan, Direktor
des Instituts für Lebensmittel-
sicherheit der Universität Zürich.
Die vorherrschendenResistenzen
bei Krankheitserregern in der
Schweiz erforderten in der Regel
keinen Einsatz dieser Arzneien.
Das Bundesamt für Lebensmittel-
sicherheit und Veterinärwesen
unterstreicht: «Basierend auf der
Resistenzsituation hierzulande
braucht es kritische Antibiotika
sicher nur in einzelnen Fällen.»

Gefahr fürMenschen
Doch die Praxis der Bauern sieht
anders aus. Sie konterkariert die
Massnahmen des Bundes, den
Antibiotikaverbrauch beiMensch
undTier zu senken, um so die Ge-
sundheitsrisiken in Schach zu
halten. «Antibiotikaresistente
Bakterien bei Tieren können auch
zur ernsten Gefahr für den Men-
schen werden», sagt Stephan.
Denn: Bakterien entwickeln auch
gegen diese kritischen Antibio-
tika Resistenzen. Diese Keime
können über zahlreiche Wege
vom Tier zum Menschen gelan-
gen. Etwawennwir Fleischwaren
zubereiten oder ungewaschenes
Gemüse essen. Über die Gülle auf
den Feldern können Keime auch
ins Grundwasser gelangen. Verur-
sachen die Erreger beim Men-
schen eine Infektion,wird die Be-
handlung schwieriger. Ärztemüs-
sen Reserve-Antibiotika verwen-
den. Damit steigt das Risiko, dass
letztlich auch diese Mittel beim
Menschen nichtmehr wirken.
Die Schweizer Landwirtschaft

verfütterte 2017 mit 32 Tonnen
zwar nur noch halb so viel Anti-
biotika wie 2007. Doch dieser
Rückgang gilt nicht für die
Reserve-Präparate: Hier sta-
gnierte der Verbrauch bis 2016,

BauernsetzenzuvielheikleAntibiotikaein

als die Abgabe auf Rezept verbo-
ten wurde. 2017 setzten Bauern
2 Tonnen kritische Antibiotika
ein. Es bleibe abzuwarten, ob die
Zahlen sinken, sagen Experten.
Dies sei notwendig.
Die Bauern sollen also ihren

Verbrauch kritischer Antibiotika
senken. Im Fokus stehen die
Milchkühe. «In der konventionel-
len Tierhaltung werden Milch-
kühe häufig wegen Euterentzün-
dungen mit Antibiotika behan-
delt», sagt Roger Stephan. Ge-
naue Zahlen, welche die Behand-
lungen dokumentieren, fehlen
bis dato.Während andere Länder
wie Dänemark bereits seit vielen
Jahren ein digitales Register
haben, gibt es in der Schweiz erst

seit 2019 eine Registrierungs-
pflicht für Gruppenbehandlun-
gen. Ab Oktober müssen auch
Einzelbehandlungen eingetragen
werden. Der Bund will so Trans-
parenz schaffen und dort Mass-
nahmen durchsetzen, wo zu viel
Antibiotika abgegebenwird.
Grund für die häufigen Be-

handlungen bei Milchkühen
seien einerseits die hohen Vor-
gaben an die Milchqualität, sagt
Stephan. In der Schweiz sei die
Anzahl tolerierter Abwehrzellen
in der Milch im internationalen
Vergleich sehr tief. Die Zellenzahl
steigt bei Entzündungen an.
Andererseits seien Tiere mit
hoherMilchleistung anfälliger für
Euterentzündungen.
Diese Ausgangslage erkläre

dann auch den Einsatz kritischer
Antibiotika, sagt Stephan. Es sei
primär ein ökonomischer Ent-
scheid der Bauern, um die Zeit zu
verkürzen, in welcher der Bauer
dieMilch des Tieres nicht verkau-
fen kann, folgern Experten. Dies
nenntmanAbsetzfrist. Behandelt

einBauer eineKuhmit einemnor-
malen Antibiotikum, kann er ihre
Milch sieben Tage nicht verkau-
fen. Setzt er ein Reserve-Antibio-
tikum ein, beträgt die Absetzfrist
teilweise nur einen Tag. Auch die
zuständige Bundesstelle räumt
ein, dass kritische Antibiotika
«teilweise sicherlich» aus ökono-
mischenGründen eingesetztwer-
den. Zudem, so sagen Experten,
seien Reserve-Präparate für die
Tierärzte ein lohnendesGeschäft.
«DieseAntibiotika sind teurer und
die Margen für die Tierärzte
höher», sagt Christophe Notz,
Tierarzt am Forschungsinstitut
für biologischen Landbau.
Das Problemmit den Reserve-

Präparaten ist auch im Parlament
angekommen. «Der Einsatz kriti-
scher Antibiotika bei Tierenmuss
dringend eingeschränkt werden,
um schwerwiegende Folgen für
die Humanmedizin zu verhin-
dern», sagt SP-NationalrätinMar-
tina Munz. Sie hat kürzlich einen
entsprechenden Vorstoss einge-
reicht. CVP-Gesundheitspolitike-

Reserve-PräparatehelfenMenschundTier,wennandereAntibiotikaversagen.Doch
BauernbrauchendieReservenmeist ungerechtfertigt – auswirtschaftlichenGründen

rin RuthHumbel fordert, dass der
Gebrauch von Reserve-Antibio-
tika aus rein wirtschaftlichen
Gründen verbotenwerde.
Die Bauern schieben die Ver-

antwortung den Tierärzten zu:
«Der Entscheid, welches Antibio-
tikum eingesetzt wird, liegt voll-
ständig beim Tierarzt», sagt Mar-
kus Ritter, Präsident des Bauern-
verbandes und CVP-Nationalrat.
Der Schweizer Tierärzteverband
will nichts vonUnregelmässigkei-
ten wissen. Kranke Tiere hätten
ein Recht auf Behandlung, sagt
Vorstandsmitglied Corinne Bäh-
ler. «Ob kritische Antibiotika un-
gerechtfertigt eingesetzt wurden
und Hochleistungskühe anfälli-
ger für Keiminfektionen sind,
werden die Daten zeigen, die
Tierärzte ab diesem Jahr erheben
müssen.» Zudem komme es zeit-
weise zu Lieferengpässen bei nor-
malen Antibiotika, weshalb Tier-
ärzte auf die Reserven auswei-
chenmüssten.

Wille undWissen fehlen
AuchBiobauern verwendenAnti-
biotika. Hier gilt die doppelte Ab-
setzfrist bei Milchkühen. Kriti-
sche Antibiotika dürfen nicht als
Erstbehandlung eingesetzt wer-
den, es sei denn, ein Resistenz-
test zeige keine Alternativen. Die
Antibiotikamengen werden für
den Bio-Landbau nicht einzeln
erhoben. Studien zeigten aber,
dass Biobauern deutlich weniger
Antibiotika einsetzten als kon-
ventionelle Bauern, sagt Chris-
topheNotz vomForschungsinsti-
tut für biologischen Landbau.
Fast jede zweite Antibiotikabe-
handlung entfällt bei den Bio-
bauern auf Euterentzündungen
bei Kühen. Man versuche mög-
lichstmit Komplementärmedizin
zu behandeln, sagt Notz.
Bei denMilchkühen brauche es

weitere Anstrengungen, über die
Fütterung, Haltung und Zucht
das Entzündungsrisiko zu redu-
zieren, sagt Bauern-Präsident
Markus Ritter. Man sammle der-
zeit Daten, ummehrWissen auf-
zubauen. Es bedürfe einer besse-
ren Schulung, um Krankheiten
beimTier zu verhindern oder frü-
her zu erkennen, räumt Tierärztin
Corinne Bähler ein. Wie in der
Humanmedizin brauche es zu-
dem schnellere und günstigere
Tests, die Auskunft über be-
stehende Resistenzen geben.
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Setzen Bauern Reserve-Antibiotika bei Kühen ein, können sie ihreMilch schneller verkaufen.

Resistenzengegen
kritische
Antibiotika sind
eine ernsteGefahr
fürdenMenschen.


